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Andres Marti

In der Vorortsgemeinde Ittigen
sind die Machtverhältnisse klar.
Seit sich die Gemeinde 1983 von
Bolligen abgespalten hat, domi-
niert dort die BVI. Das Bündnis
aus FDP, GLP und Mitte stellt
auch seit fast vierzig Jahren je-
weils den Gemeindepräsiden-
ten. Doch nun fordert ein junger
SVPler das Establishment der
Schlafgemeinde heraus – und
provoziert heftige Reaktionen.

Der 32-jährige Xavier Dufour
wurde 2020 in den Gemeinderat
von Ittigen gewählt. Der ehema-
lige Präsident der SVP-Sektion
derUniversität Bern hat sich dort
bei seinen Ratskollegen (alles
Männer) aber schnell unbeliebt
gemacht. Das Fass zumÜberlau-
fen brachte eine aufsichtsrecht-
licheAnzeige, die der Jus-Dokto-
randMitte Juni beimKanton ein-
gereicht hat. Er habe
«Unregelmässigkeiten» festge-
stellt und anschliessend, «sowie
es das Gesetz vorsieht», den Kan-
ton informiert, so Dufour.

Was er dem Gemeinderat ge-
nau vorwirft, konnte er aller-
dings nicht sagen. Wegen des
«laufenden Verfahrens» könne
er sich leider nicht konkreter
dazu äussern.Stattdessen spricht
er vage von «Intransparenz».

Klar ist hingegen,wemDufour
mit seinem Vorgehen im Ge-
meinderat besonders an den
Karren fährt: Marco Rupp, der
seit 2015 für die BVI im Präsidi-
um sitzt. Rupp sass bereits 1997
bis 2008 imGemeinderat in Itti-
gen und hat inzwischen das Pen-
sionsalter erreicht. Er ist zudem
Mitglied derGeschäftsleitung der
Regionalkonferenz Bern-Mittel-
land (RKBM) und leitete die Re-
gionaleVerkehrskonferenz, eine
Vorläuferorganisation derRKBM.

Geplante Entmachtung?
Die Reaktion des Gemeinderats
auf Störenfried Dufour fällt je-
denfalls heftig aus. Per Mehr-
heitsbeschluss hat das Gremium
letzteWoche eine Änderung der
Verwaltungsverordnung durch-
gesetzt.Die neueVerordnung soll
gewissermassen die Entmach-
tung von unliebsamen Ratskol-
legen regeln. Der Gemeinderat
erteilt sich darin die Kompetenz,
per einfachen Beschluss anderen
Exekutivmitgliedern Departe-
mente und Geschäfte zu entzie-
hen. Auch die Sperrung des In-
ternetzugangs zu Sitzungspro-

tokollen und Geschäften ist
vorgesehen, «wenn es besonde-
re Umstände rechtfertigen».

Mit diesen Anpassungen er-
mächtige sich der Gemeinderat
dazu, ein Mitglied de facto «ab-
zuwählen», sagt Dufour. Denn
die Ausübung des politischen
Amtes sei ohne Zugang zu Infor-
mationen und Dokumenten
schlicht nicht möglich. Gegen
diese «merkwürdigenAnpassun-
gen» der Verwaltungsverord-
nung will sich Dufour nun mit
einer Beschwerde beim Regie-
rungsstatthalter wehren.

Was sagt Marco Rupp zu der
ganzen Geschichte? Will er mit
der neuen Verordnung Quer-
schläger Dufour kaltstellen?
Rupp antwortet mit einem
schriftlichen Statement. Die
Transparenzforderung kontert er
mit dem Kollegialitätsprinzip:
«Der Gemeinderat funktioniert
als Kollegialbehörde. Die inter-
nen Diskussionen sind entspre-
chend vertraulich und nicht öf-
fentlich.» Es sei ihm«ein persön-
liches Anliegen», dass dieser
«zentrale Grundsatz» hochgehal-
tenwerde. Bei der neuenVerord-

nung gehe es darum, «die Hand-
lungsfähigkeit des Gemeindera-
tes zu stärken» und Lücken in der
bestehenden Verordnung zu
schliessen.

Staatsrechtler siehts kritisch
Doch mit den neu geschaffenen
Grundlagen für eine Entmach-
tung bewegt sich derGemeinde-
rat juristisch auf dünnem
Eis. Demokratiepolitisch ist die
Frage jedenfalls brisant: Darf
eine vomVolk gewählte Kollegi-
albehörde einemMitglied Depar-
temente und Ämter entziehen?

«Ohne klare formell-gesetzli-
che Grundlage ist das unzuläs-
sig», sagt Andreas Stöckli, Pro-
fessor für Staats- und Verwal-
tungsrecht der Universität
Freiburg. Stöckli verweist auf ei-
nen ähnlichen Fall im Kanton
Aargau.Dort hiess im Juni derRe-
gierungsrat eine Beschwerde ei-
ner Gemeinderätin gut, die sich
gegen den Entzug ihres Ressorts
durch den Gemeinderat gewehrt
hatte.Dervollständige Entzug ih-
res Ressorts seiwegen fehlender
gesetzlicherGrundlage unzuläs-
sig, urteilte der Regierungsrat.

In Ittigen stützt sich derGemein-
derat bei seinerVerordnungsän-
derung auf die Gemeindeord-
nung. Letztere stelle zwar grund-
sätzlich eine formell-gesetzliche
Grundlage dar, sie sei als Dele-
gationsgrundlage aber zu unbe-
stimmt, so Stöckli. «Ein Entzug
der Ressorts bedeutet eine er-
hebliche Beeinträchtigung der
Stellung des demokratisch ge-
wählten Mitglieds des Gemein-
derats.» Denn der Gewählte ist
laut Stöckli dann zwar noch for-
mell im Amt, kann dieses aber
nicht mehr ausführen.

Für ihn ist deshalb klar: Die
Gemeindeordnung müsse klare
Voraussetzungen für einen Res-
sortentzug bestimmen, etwa
Amtsunfähigkeit oderPflichtver-
letzungen. Dies sei heute nicht
der Fall. Und selbst die nun ge-
änderteVerwaltungsverordnung
räume dem Gemeinderat einen
zu grossenGestaltungsspielraum
in dieser Frage ein. «Es besteht
die Gefahr, dass nun eine politi-
scheMehrheit die politischenGe-
genspieler ohneweiteres von der
Amtsausübung perMehrheitsbe-
schluss ausschliessen kann.

Alleine gegen die politische Übermacht
Exekutive In Ittigen sorgt ein junger SVPler im Gemeinderat für Zoff. Nun planen seine Kollegen offenbar seine
Entmachtung. Juristisch bewegen sie sich dabei auf dünnem Eis.

Er spricht von Transparenz: SVP-Gemeinderat Xavier Dufour vor der Gemeindeverwaltung in Ittigen. Foto: Adrian Moser

Ziel ist es, dass das bernjurassi-
sche Städtchen Moutier spätes-
tens 2026 vomKanton Bern zum
Kanton Jura wechseln kann,wie
die beiden Kantone amMittwoch
mitteilten. Bis dahin gibt es noch
viel zu regeln. Die Verhandlun-
genwerden künftig von Delega-
tionen vorbereitet und koordi-
niert. Diese werden von den
beiden Kantonsregierungen er-
nannt.

Die beiden Kantone verpflich-
ten sich auf allen Ebenen zu ei-
ner ruhigen Zusammenarbeit

und wollen laut Mitteilung «al-
les daransetzen, allfällige
Schwierigkeiten zu beseitigen.»
Bei Bedarf kann jeder der beiden
Kantone das Bundesamt für Jus-
tiz umVermittlung ersuchen.Die
Behörden von Moutier werden
regelmässig über den Fortgang
der Verhandlungen informiert
und bei Bedarf einbezogen.

Zunächst gilt es, ein Konkor-
dat auszuarbeiten, das den je-
weiligen Kantonsparlamenten
und den Stimmberechtigten vor-
gelegtwird. Das letzteWortwird

die Bundesversammlung haben.
Die beiden Kantone zeigten sich
amMittwoch zuversichtlich, dass
bei denVerhandlungen ein kons-
truktiver Geist herrschenwerde.
Sie wollen dies als Zeichen ver-
standen wissen für eine neue
Ära, die auf gegenseitigem Res-
pekt beruht und in die Zukunft
weist.

Kampfartikel müssenweg
Mit dem Kantonswechsel von
Moutier soll auch die jahrzehn-
tealte, heftig umstrittene Jura-

frage endgültig ad acta gelegt
werden. Die Bestrebungen für
eine Unabhängigkeit des franzö-
sischsprachigen Gebiets in der
Nordwestschweiz vom Kanton
Bern gipfelten 1978 in der Grün-
dung des Kantons Jura.

Der neue Kanton umfasste al-
lerdings nur die drei Bezirke
Delsberg, Pruntrut und die Frei-
berge. Der südliche Teil des Ber-
ner Juras verblieb beim Kanton
Bern. Bald schon keimte der alte
Konflikt im Südzipfel, insbeson-
dere in Moutier, wieder auf.

FürZündstoff inder Jurafragehat-
ten in der Vergangenheit immer
wieder zwei Artikel der jurassi-
sche Kantonsverfassung gesorgt.
Artikel 138 besagt, dass der Kan-
ton Jura alle Gebiete des Berner
Juras bei sich aufnehmen kann.
Artikel 139 besagt, dass der Jura
mit demBerner Jura einen neuen
Kanton gründen kann. Bern und
die Berntreuen forderten immer
wieder, dass der Jura diese
«Kampfartikel» aus seinerVerfas-
sung streichen und die Kantons-
grenzen akzeptieren soll. (sda)

Moutier soll spätestens 2026 zumKanton Jura wechseln
Berner Jura Die Kantone Bern und Jura haben sich auf das weitere Vorgehen im Zusammenhangmit dem
Kantonswechsel von Moutier geeinigt. Die beiden Kantonsregierungen haben eine RoadMap unterzeichnet.

«Es besteht die
Gefahr, dass nun
eine politische
Mehrheit die
Gegenspieler ohne
weiteres von der
Amtsausübung per
Mehrheitsbeschluss
ausschliessen
kann.»
Andreas Stöckli
Staatsrechtler

Weniger Covid-Patienten
in Berner Spitälern
Pandemie In den Spitälern des
Kantons Bern liegen aktuell noch
72 Covid-19-Patientinnen und
-Patienten. Das ist merklichwe-
niger als vor Wochenfrist, als
noch 89 Covid-Kranke in den
Spitälern behandelt werden
mussten. In Intensivpflege be-
finden sich derzeit 19 Personen,
wie aus den neusten Zahlen der
bernischen Gesundheitsdirekti-
onvomMittwoch hervorgeht. In-
nerhalb von 24 Stundenwurden
198 neue laborbestätigte Coro-
nafälle im Kanton Bern regist-
riert. Todesfälle waren keine zu
verzeichnen. (sda)

Bern vergibt Gutscheine
für Deutschkurse
Bildung Die Stadt Bern will
fremdsprachigen Erwachsenen
die Deutsche Sprache näherbrin-
gen. Dazu verlost sie 600 Gut-
scheine für einen Deutschkurs.
Interessiertemüssen sich bis am
21. November für einen Gut-
schein bewerben. Die Gutschei-
ne im Wert von rund 400 Fran-
ken werden dann unter den Be-
werbenden verlost, wie die
Stadtberner Direktion für Bil-
dung, Soziales und Sport am
Mittwochmitteilte. Es ist bereits
das dritteMal, dass die Stadt sol-
che «DeutschBons» verlost. (sda)
www.bern.ch/deutschbon

RenéMüller bleibt
Gemeindepräsident
Lenk RenéMüller bleibt Gemein-
depräsident an der Lenk. Er und
die übrigen Gemeinderatsmit-
gliederwurden in stillerWahl für
gewählt erklärt. Da nicht mehr
Kandidaturen eingingen als Sit-
ze zu vergeben waren, ist keine
öffentlicheWahl notwendig,wie
die Gemeinde amMittwochmit-
teilte. Von den bisherigen Ge-
meinderatsmitgliedern konnten
drei wegen Amtszeitbeschrän-
kung nichtmehr antreten. Eswa-
ren diesMarianneMesserli-Len-
denmann, Hansjörg Schneider
und HansWalker. (sda)

Altholzkraftwerk
verbessert CO2-Bilanz
Aarberg Die ZuckerfabrikAarberg
bezieht künftig einen guten Teil
ihrer Energie von einembenach-
barten Altholzkraftwerk. Damit
will das Unternehmen seine
CO2-Bilanz verbessern. Das am
Freitag eingeweihte Kraftwerk
kann alle Arten von Altholz ver-
werten. Von den rund 450’000
TonnenAltholz, die das Land pro
Jahr exportiert, kommen nun
etwa 70’000 Tonnen nach Aar-
berg.Die Zuckerfabrik hat bisher
ihren Energiebedarf mit dem
fossilen Brennstoff Erdgas ge-
deckt. Mit dem Kraftwerk kann
das Unternehmen nach eigenen
Angaben rund 16’000 Tonnen
C02-Emissionen einsparen. (sda)

Für Uferweg liegt
neuer Vorschlag vor
Sutz-Lattrigen Kommende Woche
beginnt das Mitwirkungsverfah-
renzurUferschutzplanung imGe-
biet Seerain.DerKanton Bern hat
einen neuen Vorschlag für einen
umstrittenen Weg in diesem Be-
reich des Bielerseeufers erarbei-
tet.DaskantonaleVerwaltungsge-
richt hob eine Genehmigung der
Uferschutzplanung im Jahr 2009
auf. Danach fand der Gemeinde-
rat keine Lösung mit den betrof-
fenen Grundeigentümern. Im
kommenden Jahrsoll die öffentli-
cheAuflagederPläne folgen. (sda)
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